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► Politiker sind als Kontrolleure oft überfordert.

► Experten fordern Reform der Aufsicht.

► Aufsichtsrat Steinbrück ohne Glanz.

Wenn er da war,

leistete er selten

einen konstruktiven

Beitrag zur

Diskussion.
Ein Mitglied des Aufsichtsrats
von Thyssen-Krupp
über Peer Steinbrück

K
lausWowereitsRückzugalsAuf-
sichtsratschefder Berliner Flug-
hafengesellschaft ist die Konse-
quenzauseinemklassischenFall
vonpolitischerSelbstüberschät-

zung.„PolitikerhabeninderRegelkeineMa-
nagementerfahrung“, sagt Michael Wolff,
Management-Professor an der Universität
GöttingenundAutorderHandelsblatt-Studi-
enüberdieeinflussreichsten Aufsichtsräte.
„Ich traue deshalb den wenigsten zu, bei-
spielsweiseeinenRisikobericht richtig lesen
unddamit ihrenKontrollpflichtennachkom-
men zu können.“

Daswiegt umso schwerer,weil die Politi-
ker für etwaige Fehler als Kontrolleure oft
gar nicht selbst haften. So ist es etwa im
brandenburgischenMinister-undBeamten-
gesetz geregelt,das auch fürdenneuenBer-
liner Flughafen-Aufsichtsratschef,Minister-
präsident Matthias Platzeck, gilt.

Experte Wolff bezweifelt zudem, „dass
MinisterpräsidentendieZeitunddasKnow-
howhaben,umderart komplexeUnterneh-
menwieeinenFlughafenbetreiber zuüber-
wachen“. Das gilt nicht nur für Regierungs-
chefs, sondern auch für Landesminister –
vor allem, wenn sie gleich mehrere Unter-
nehmenkontrollieren. So sitztderChefdes
Finanz- und Wirtschaftsressorts in Baden-
Württemberg, Nils Schmid, allein in sieben
Aufsichtsgremien, unter anderem beim
EnergiekonzernEnBWoderbeiderLandes-
bank Baden-Württemberg (LBBW).

Dabei siehtdieLandesverfassungvor,dass
keinMitgliedderRegierung„demAufsichts-
organ eines auf wirtschaftliche Betätigung
gerichtetenUnternehmensangehören“darf.
Es seidenn,dasParlament lässtAusnahmen
zu. IndieserLegislaturperiodehatdie grün-

roteLandesregierung lautSteuerzahlerbund
allein 48 solcher Ausnahmen beantragt.

Diese Zahl illustriert, dass viele Politiker
sich immernoch fürdiebesserenUnterneh-
mer halten. Das gilt naturgemäß vor allem
bei Staatsunternehmen wie der Bahn. Für
dieArbeitgeberseite sitzendrei Staatssekre-
täre des Bundes und FDP-Generalsekretär
Patrick Döring im Aufsichtsrat. „Wenn die
Mischung stimmt, dann ist es okay“, recht-
fertigtDöringdengroßenStaatseinfluss auf
Managemententscheidungen. Es gehe
schließlich bei öffentlichen Unternehmen
auch um demokratische Kontrolle.

Dass Politiker im Aufsichtsrat allein noch
keinGarant für ausreichendeKontrolle sind,
zeigt das Beispielvieler Landesbanken: Die
HSHNordbankmusste 2008nachhochspe-
kulativen Finanzgeschäften des Vorstands
vondenEigentümernHamburgundSchles-
wig-Holstein gerettetwerden.Derdamalige
HamburgerFinanzsenatorMichael Freytag
(CDU) sowiedie beiden Kieler Minister Rai-
ner Wiegard (Finanzen, CDU) und Lothar
Hay (Innen, SPD) verließen daraufhin das
Aufsichtsgremium. Zudem machte Ham-
burgsEx-FinanzsenatorWolfgangPeiner an
derAufsichtsratsspitzePlatz füreinenausge-
wiesenen Bankexperten – den ehemaligen
Deutsche-Bank-Chef Hilmar Kopper.

Im Verwaltungsrat der BayernLB, die
2008 mit Finanzhilfen des Landes und des
Bundes vor dem Kollaps gerettet werden
musste, sitzennochheutedreiLandesminis-
ter, einMinisterialdirektorundeinLandrat.
Dochdamit ist ab Juli Schluss: „Die Landes-
bank sollentpolitisiertwerden“,kündigteFi-
nanzministerundVerwaltungsratschefMar-
kusSöder (CSU) jüngst an.Es seivonAnfang
an eine Forderung seiner Partei gewesen,
dasseine international tätigeGeschäftsbank
vonkompetentenFachgremiengeführtwer-
den müsse und nicht von Politikern, sagte
Wirtschaftsminister Martin Zeil (FDP).

WiegefährlichdieVerquickungvonPolitik
undWirtschaft sein kann, zeigtdasDebakel
umden Nürburgring. Der rheinland-pfälzi-
scheMinisterpräsidentKurtBeckwollte aus
der Rennstrecke einen „Erlebnispark“ ma-
chen.DochdieStaatsunternehmer fielenauf
dubiose Finanzinvestoren herein, glänzten
durchMisswirtschaftundunerklärteAusga-
ben. Nach der Pleite der Planungsgesell-
schaft im Julimussder Steuerzahlernun für
330 Millionen Euro Verlust aufkommen.
UndBecksehemaligerFinanzminister Ingolf
Deubel muss sich als Ex-Aufsichtsratschef
der Nürburgring GmbH wegen Untreue in
Koblenzvor Gericht verantworten.

VielleichthabenBeispielewiediesesKlaus
Wowereit gestern dazu bewogen, als Auf-
sichtsratschef zurückzutreten. Dabei hatte
SPD-Parteichef Sigmar Gabriel ihm noch
StundenzuvordenRückengestärkt: Fürdie
Einhaltung des Zeitplans sei die Geschäfts-
führungverantwortlich,nichtderAufsichts-
rat, soGabriel: „MeinRat anKlausWowereit
istes,einenkühlenKopf zubewahren.“Die-
sen Rat muss nun Wowereits Nachfolger
Platzeck beherzigen. H. Anger, D. Delhaes, F.
M. Drost, D. Fockenbrock, F. Gartmann

Kontrollverlust
der Kontrolleure
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Teuer: Das Stahlwerk
von Thyssen-Krupp in
Brasilien.
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Der alte Stuttgarter Sackbahnhof: Hier
soll ein moderner Tiefbahnhof entstehen.
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Die ahnungslosen Aufseher

H. Anger, D. Delhaes, S. Kersting
Berlin

D emeinengescheitertenKontrol-
leur folgtder andere gescheiter-
te Kontrolleur. KlausWowereit

gab den Posten als Aufsichtsratschef
der Berliner Flughafengesellschaft
(BER) abund reichte ihn an seinenMit-
aufseherweiter:Nun soll Brandenburg,
neben Berlin und dem Bund der dritte
großeGesellschafter,mitMinisterpräsi-
dentMatthias Platzeckdie BER-Geschi-
ckekontrollieren. „Das ist keinTaschen-
spielertrick“, sagteWowereit,derweiter
Berliner Bürgermeister bleiben will,
sich aber imAbgeordnetenhaus einem
Misstrauensvotum stellenmuss.Mit ei-
ner Eröffnung des Flughafens ist nun
erst 2014 zu rechnen, einen genauen
Termin gibt es nicht. Die Frage sei der-
zeit nicht zuentscheiden, soWowereit.
Flughafenchef Rainer Schwarzwird

zurücktretenmüssen. Der Bundwill in
der Aufsichtsratssitzung kommende

WochedenAntrag stellen, Schwarz als
Geschäftsführer auszuwechseln. „Wir
drängen auf die Ablösung“, sagte Bun-
desverkehrsminister Peter Ramsauer
(CSU) gestern. Nach Informationen
des Handelsblatts aus Gesellschafter-
kreisenwill Brandenburg den Antrag
unterstützen. Bislang hatte das Land
diesmit Berlin zusammenverhindert.
Platzeck gibt damit demDruck seines
Koalitionspartners, der Linken, nach.
Diese wollen Schwarz nicht länger
stützen. So könnte Platzeck die Ver-
trauensfrage im brandenburgischen
Landtag bestehen, die er stellenwird.
Die neue Verschiebung der Eröff-

nung sei „ein letztes Zeichen fürdie In-
kompetenz undVerantwortungslosig-
keit der BER-Geschäftsführung und
des Aufsichtsrats“, sagte Dieter Dom-
browski,Vorsitzender derCDU-Frakti-
on im Landtag Brandenburg.
Der haushaltspolitische Sprecher

der CDU im Brandenburger Landtag,
Ludwig Burkardt, fragt, warum der

Aufsichtsrat nach derTerminverschie-
bung im Mai 2012 nicht Expertenrat
eingeholt habe. „Es ging immerweiter
nach dem Motto: Wir dürfen das sin-
kende Schiff nicht verlassen.“ „Der
Aufsichtsrat ist definitiv falsch be-
setzt“, hatte Stephan Schwarz, Präsi-
dent der Handwerkskammer Berlin,
demHandelsblatt schonvorMonaten
gesagt. Es gebe niemanden im Auf-
sichtsrat, „der auch nur annähernd
Ahnung hat von Flughäfen“.
Trotz harscher Kritik: Nach Absage

der Eröffnung keine vierWochen vor
dem geplanten Start im Juni 2012wur-
de am Aufsichtsrat nichts geändert.
„Stattdessen wurden alle Fachplaner
rausgeworfen“, kritisiert der Vorsit-
zende des Verkehrsausschusses im
Bundestag, Anton Hofreiter (Grüne).
„Damit hat man aus einer Baustelle
mit Terminproblemen eine Bauruine
gemacht.“ In der Tat: Seit einem hal-
ben Jahr ruhen die Arbeiten am Flug-
hafenweitestgehend.

Auch 2013wird der neue Hauptstadtflughafen nicht eröffnet.

BERLINER FLUGHAFEN

Der schweigsame Kontrolleur

Martin Murphy, Sönke Iwersen
Frankfurt, Düsseldorf

PeerSteinbrück isteinunauffälliges
Mitglied imAufsichtsratvonThys-
sen-Krupp gewesen. Oft war er

nicht anwesend.Warerda,dannnahm
der SPD-Kanzlerkandidat zudenwich-
tigenThemen indendrei Jahren seiner
Zugehörigkeit kaumStellung.Das geht
ausProtokollendesKontrollgremiums
hervor,diedemHandelsblattvorliegen.
Festgehalten ist dort,wie Steinbrück

demKonzern seinepolitischeHilfe für
günstigere Strompreise anbietet.Wäh-
rend einer Sitzung am 31. Januar 2012
kritisierte ein Arbeitnehmervertreter
die hohen Stromkosten für Industrie-
kunden. SteinbrücksÄußerungenwer-
den im Protokoll so wiedergegeben:
„Wenn ausdemKreis des Aufsichtsrats
eine Initiative (...) ergriffenwerde, sei er
gerne zurpolitischenUnterstützungbe-
reit.“ Als energieintensive Firmawürde
Thyssen-Kruppvoneiner Senkungder
Strompreise massiv profitieren.

Aufsichtsratschef Gerhard Cromme
nahm Steinbrücks „Anregung gern
auf.“ Eine Woche später lieferte der.
Beim Jahresempfang der IHK Rhein-
hessen am 6. Februar in der Rhein-
goldhalle in Mainz sagte Steinbrück:
„Die Politik muss in der TatWeichen-
stellungen vornehmen mit Blick auf
die notwendige einigermaßen preis-
günstige Energieversorgung.“ Stein-
brück erhielt großen Applaus.
Exemplarisch für das Verhalten des

SPD-Politikers ist eine Sitzung am 13.
Mai 2011. In der Essener Konzernzen-
trale fanden sichdieMitgliedervonAuf-
sichtsrat undVorstandpünktlichum9
Uhr morgens ein. In den folgenden
dreieinhalb Stunden berieten sie über
die künftige Ausrichtung des schwä-
chelnden Schwergewichts.
Zuerst einmal referiert derVorstand

über die Lage der neuen Stahlwerke in
BrasilienunddenUSA.Mit zwölfMilli-
arden Euro sind diese um ein Vielfa-

ches teurer geworden als ursprünglich
taxiert. Die Mehrkosten treiben Thys-
sen-Krupp tief in die roten Zahlen.
KritischeNachfragen stellen andem

Tag lediglichVertreter ausdemArbeit-
nehmerlager und Beatrice Weder di
Mauro. Die Konjunkturexpertin will
vomVorstandwissen,wiedie Schulden
reduziertwerdenkönnten. Ferner fragt
sie, ob bei demBrasilien-Projektdie Ri-
siken größer als die Chancen seien,
heißt es imProtokoll. Nochhielten sich
diesedieWaage, erklärtederVorstand.
Von Steinbrück hörendie Aufsichts-

räte an demTagwenig. Er schweigt zu
den Schwierigkeiten bei den Übersee-
Werken,under schweigt zuder neuen
Strategie, mit der Vorstandschef
Heinrich Hiesinger den Konzern
aus derVerlustzone führenwill.
Zur LagedesUnternehmens äu-

ßerte er sich nur zwei Tage zuvor
im Strategieausschuss. Seine Aus-
führungen inder kleinenRunde
fasst das Protokoll zusammen:
„Die neue Strategie adressiere
klar den notwendigenAbbau
der Schulden und schaffe
Spielräume für notwendige
Investitionen.“ Dem Vor-
stand drücke er daher sei-
nen Respekt aus. Eine Fehl-
einschätzung. In den Folge-
monatenmussder Konzern
5,1 Milliarden Euro auf die
neuenWerke abschreiben.
Auf der eigentlichen Auf-

sichtsratssitzung ergreift
Steinbrück das Wort nur
eineinzigesMal,und zwar
beimThema saubere Un-
ternehmensführung.
Compliance-Vorstand Jür-
genClaassen berichtete zum
Ende der Sitzung von Razzien
des Kartellamts, die Anfang Mai
stattgefunden hatten. ImVerbund
mit anderen Firmen hatte Thyssen-

Krupp die Preise auf dem Schienen-
markt abgesprochen und damit die
Deutsche Bahn übervorteilt.
Statt wie andere Mitglieder des Gre-

miums auf eine schnelle Aufklärung zu
dringen, reagiert er laut Protokoll tak-
tisch: „Herr Steinbrück weist darauf
hin, dass es schädlich wäre, wenn (...)
der Fall in der Pressekonferenz nach
der Aufsichtsratssitzung thematisiert
würde.“ Der Vorstand um Hiesinger
folgte seinem Rat nicht, geradeweil er
umdie Brisanzwusste. Schließlichwur-
de durch das Kartell der Steuerzahler
geschädigt. Investitionen in das Schie-
nennetzwerden vom Bund getragen.
BeidenAktionären ist derÄrgerüber
denAufsichtsrat groß. DerenKritik
wird sich Steinbrück auf der
Hauptversammlung am 18. Januar
nicht stellen müssen. Nach drei
Jahren Amtszeit schied er zum
Jahresende aus dem Gremi-
um aus. Eine große Lücke
hinterlasse er nicht, sagten
andere Aufsichtsräte.
„Wennerdawar, leistete er
selten einen konstruktiven
Beitrag zur Diskussion.“
Allzu oft war Steinbrück

nicht bei den Sitzungen,wie
Recherchen des Handels-
blatts ergaben. In den Ge-
schäftsjahren 2010/11 und
2011/12 nahmer jeweils ledig-
lich an drei von fünf Sitzun-

gen des Kontrollgremiums teil.
Geschwänzt hat er zudem jeweils
einevon zwei Sitzungendes Stra-
tegieausschusses. Steinbrück ließ
sein Fernbleiben mit seinem
Bundestagsmandat rechtferti-
gen. „Steinbrück konnte im Zu-
sammenhangmit seinempoliti-
schenMandat nicht anden Sit-
zungen teilnehmen“, sagte
ein Sprecher. Am Salär än-
derte dieswenig: Insgesamt
erhielt er für seine Zeit im
Aufsichtsrat 170 695 Euro –
trotz der großen Fehlzeiten.

Steinbrück fehlte in Sitzungen oder äußerte Bedenkliches.

THYSSEN-KRUPP

Unendliche
Geschichte: Der neue
Berliner Flughafen.

Peer Steinbrück: Für Kontrolltä-
tigkeiten 170 695 Euro kassiert.D
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